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Neue Chance für alte Rezepte
VonDanielKübler*
Politische Führung ist die Kunst, rechtzeitig Prio-
ritäten zu setzen. Besonders in Krisenzeiten ge-
lingt dies dem Bundesrat aber nur schlecht. Feh-
lende Voraussicht, interne Differenzen und unge-
nügende strategische Planung machen ihn zum
defensiv Getriebenen der Tagesaktualität. Der
Politologe Raimund Germann hat bereits vor
dreissig Jahren die systembedingte politische
Führungsschwäche der Landesregierung kriti-
siert. Seine Reformvorschläge wiesen in drei
Richtungen: erstens eine Erweiterung des Bun-
desrates, zweitens eine Stärkung des Präsidiums
und drittens eine Änderung des Wahlverfahrens
in Richtung Parlamentarismus. Keiner dieser
Vorschläge wurde bisher umgesetzt. Möglicher-
weise bieten sich in der gegenwärtigen politischen
Grosswetterlage neue Chancen.
Erweiterung und Stärkung
Dass die Bundesrätinnen und Bundesräte über-
lastet sind, ist nicht neu und auch nicht unge-
wöhnlich. Regierungsarbeit ist anspruchsvoll und
braucht Zeit. Für die politische Führung des Lan-
des wird die Überlastung aber zum Problem, weil
sie den Bundesrat als Gesamtgremium schwächt.
Den einzelnen Mitgliedern des Bundesrats fehlt
die Zeit für die Entwicklung einer Gesamtschau
und für das Setzen von Prioritäten. Mit einer Er-
weiterung des Bundesrates könnten diese Lasten
auf mehrere Schultern verteilt werden. Es ist
sekundär, ob die Erweiterung in Form einer «ver-
tikalen» Erweiterung (Schaffung einer zweiten
Ebene mit Vizeministern oder Staatssekretären)
oder einer «horizontalen» Erweiterung (Erhö-
hung der Anzahl Bundesräte) geschieht. Wichtig
ist, dass dem Gesamtgremium mehr Zeit bleibt
für die strategischen Führungsaufgaben.
Eine vertikale Erweiterung wäre sicher ein-
facher zu realisieren. Zusätzliche Staatssekreta-
riate könnte man häppchenweise schaffen, wo-
durch sie leichter verdaulich würden. Für eine
horizontale Erweiterung sind die Hürden zwar
höher, das politische Klima dafür zurzeit aber
günstiger als auch schon. Die Grünen und die SVP
erheben Anspruch auf einen (bzw. einen zusätz-
lichen) Sitz im Bundesrat. Mit zwei neuen Bun-
desratssitzen könnte man diese Ansprüche befrie-
digen, ohne jemandem etwas wegzunehmen.
Da alle Bundesräte einander hierarchisch
gleichgestellt sind, gibt es keine ordnende Instanz,
die für Kohärenz sorgt. Ein gestärktes Präsidium,
mit längerer Amtszeit und Führungskompeten-
zen, könnte hier Abhilfe schaffen. Ein Präsident
oder eine Präsidentin könnte zum Beispiel ver-
hindern, dass einzelne Mitglieder des Bundesrats
in Krisenzeiten gegensätzliche Standpunkte ver-
treten. Neuerungen auf kantonaler Ebene rücken
diese Idee in ein neues Licht. So wurde im Kanton
Basel-Stadt erstmals für die Dauer einer Legisla-
tur ein Regierungspräsident bestimmt. Er plant
und koordiniert die Regierungstätigkeit und ver-
tritt den Kanton nach aussen. Wenn die Basler mit
dieser Reform gute Erfahrung machen, wird dies
der Forderung zur Aufwertung des Regierungs-
präsidiums nicht nur in anderen Kantonen, son-
dern auch auf Bundesebene Auftrieb verleihen.
Einigung auf ein Koalitionsprogramm
Bekanntlich wählt das Parlament die Bundesrats-
mitglieder separat. Dabei beurteilt es die Qualitä-
ten und politischen Positionen der Kandidieren-
den individuell. Die Frage, ob und wie die einzel-
nen Positionen zusammenpassen, steht nie im
Vordergrund. Bei einer Regierungsreform muss
man also auch über das Wahlverfahren des Bun-
desrats nachdenken. Dieses sollte so gestaltet
sein, dass sich im Parlament eine Wahlmehrheit
hinter einem politischen Programm bildet, auf
das der Bundesrat verpflichtet wird. Dafür
brauchte es nicht einmal die Einführung eines
Misstrauensvotums wie in parlamentarischen Sys-
temen. Es wäre schon viel gewonnen, wenn der
Bundesrat «en bloc» gewählt würde. Die Parteien
in der Bundesversammlung müssten sich zu einer
Mehrheitskoalition zusammenfinden und ein ent-
sprechendes Regierungsteam vorschlagen.
In den letzten beiden Legislaturen hat die
Bundesversammlung allerdings gezeigt, dass sie
auch mit dem geltenden Wahlverfahren politi-
sche Akzente setzen kann. Bundesrätin Ruth
Metzler wurde von einer Mitte-Rechts-Mehrheit
abgewählt. Eine Mitte-Links-Mehrheit bereitete
Bundesrat Christoph Blocher vier Jahre später
das gleiche Schicksal. Nichts spricht dagegen,
dass sich die grossen Parteien vor der nächsten
Bundesratswahl nicht nur auf die Wahl von ein-
zelnen Kandidaten einigen, sondern auf ein gan-
zes Regierungsteam, das mit der Realisierung
eines Koalitionsprogramms beauftragt wird. So
hätte der Bundesrat eine solide politische
Grundlage für seine Regierungsarbeit. Das Par-
lament kann also bereits heute einen Beitrag zur
Beseitigung der bundesrätlichen Führungs-
schwächen leisten.
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